
Bei einer Volksabstimmung in der Schweiz Ende November 2009 wurde die Initiative der rechts-

konservativen, populistischen und fremdenfeindlichen Schweizerischen Volkspartei gegen den 

Bau von Minaretten angenommen. Die Wählervereinigung Pro-NRW greift das Thema auf, um 

ihrerseits eine Kampagne gegen Minarette zu starten. Pro-NRW ist rechtspopulistisch und gibt 

sich bürgerlich, in ihrer Führung arbeiten jedoch FaschistInnen mit. Die offen faschistische 

NPD schließt sich der Kampagne an.

Minarette werden von Pro-NRW 
als Symbole religiös-politischer 

Macht- und Herrschaftsansprüche 
gedeutet und angegriffen. So soll die 
Angst vor „Islamisierung“ und da-
mit vor der Bedrohung der „abend-
ländischen Kultur“ durch „die 
Muslime“ geschürt werden. Den 
Rechten geht es um Hetze gegen Mi-
grantInnen, nicht um die ernsthafte 
Auseinandersetzung mit Religion. 
Und erst recht nicht darum, dass 
zum verteidigten Christentum auch 
die kaputte Sexualmoral gehört, die 

sich in massenhaftem Kin-
desmissbrauch durch kirch-

liche Würdenträger und 
die Vertuschung des-

selben zeigt.
Letztlich wendet 
sich die Kampa-
gne von Pro-NRW 
und NPD gegen 
„Fremde“ und 
dient der Umset-

zung der rassistischen, menschen-
feindlichen Politik dieser Organisa-
tionen. 
In der BRD wird den MigrantInnen 
das Wahlrecht verweigert. Die Er-
werbslosigkeit ist unter den Mi-
grantInnen am höchsten. Dagegen 
fordern wir: gleiche soziale und 
politische Rechte für alle! Das heißt 
auf religiösem Gebiet, dass wir für 
das Recht von Gläubigen eintreten, 
Moscheen und CEM-Häuser (Alevi-
Kültür-Evi) zu bauen. Gleichzeitig 
treten wir als MarxistInnen für die 
strikte Trennung von Staat und Kir-
che / Religion ein. Wir wollen eine 
bessere Welt im Diesseits erkämp-
fen und nicht auf das Jenseits ver-
trösten. Aber gemeinsam müssen 
wir die demokratischen Rechte ver-
teidigen und Pro-NRW und NPD 
deutlich zeigen, dass es weder in 
Gelsenkirchen, noch in Duisburg-
Marxloh noch anderswo Raum für 
ihre rassistische Propaganda gibt.

Rassistische Hetze und Politik ist nicht 
nur bei rechten PopulistInnen und Fa-

schistInnen zu finden. Rassismus wird ge-
stützt durch PolitikerInnen von SPD, CDU 
und FDP und durch bürgerliche Massen-
medien. PolitikerInnen, die nie durch 
emanzipatorische Politik aufgefallen sind, 
entdecken plötzlich die Gefährdung von 
Frauenrechten durch Islamisten. Dass in 
fast allen Religionen dieser Welt ein rück-
ständiges Frauenbild vorherrscht, wird 
natürlich nicht thematisiert. Rassismus ist 
auch in den staatlichen Institutionen veran-
kert und zeigt sich zum Beispiel in den Son-
dergesetzen für Menschen ohne deutsche 

Staatsangehörigkeit und besonders krass 
bei Abschiebungen von Asylsuchenden.
Ein Feindbild wird aufgebaut, das „die 
Deutschen“ zusammenrücken lassen 
soll gegen den vermeintlichen Gegner. 
Die Zugehörigkeit zu unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Klassen wird so ver-
wischt und die Nationalität oder „die 
Kultur“ als entscheidende Gemeinsam-
keit hervorgehoben. Den durch die Krise 
verunsicherten Menschen werden ein-
fache Antworten zur Orientierung ange-
boten – und die ArbeiterInnenklasse in 
„Deutsche“ und „AusländerInnen“ oder 
in „Christen“ und „Muslime“ gespalten.

Gleiche Rechte erkämpfen  – 

Kapitalismus bekämpfen!

 Für das Recht auf freie Religionsausübung

Rassismus – auch in der 

bürgerlichen Mitte

 – für SunnitInnen, AlevitInnen und SchiitInnen!



Deutlich sind die Parallelen von der Hetze gegen 
Muslime und den Islam zu der Diff amierungs-

kampagne von PolitikerInnen und diversen Medien 
gegen Hartz IV-EmpfängerInnen, die angeblich aus 
Faulheit auf Kosten der arbeitenden Menschen leben. 
Hier wird eine weitere Spaltungslinie erzeugt. Die 
Kampagne richtet sich in erster Linie an Geringver-
dienerInnen, die sich betrogen fühlen sollen, da sie 
für ihre Arbeit kaum mehr als den Hartz IV-Satz er-
halten. So sollen die einen gegen die anderen ausge-
spielt werden, obwohl beide in Wirklichkeit dasselbe 
Interesse haben: als ersten Schritt einen Mindestlohn 
durchzusetzen, von dem sich menschenwür-
dig leben lässt. Das würde sowohl die Löhne 
als auch den Hartz IV-Satz ansteigen lassen.

Wie rassistische Politik und soziale Frage zu-
sammenhängen, zeigt z. B. die Gewerkschaft sfeind-
lichkeit und Wirtschaft sfreundlichkeit der rechtspopu-
listischen Pro-NRW, während sich die faschistischen 
Organisationen manchmal in „antikapitalistischer“ 
Rhetorik üben.

Es gilt den Kapitalismus zu bekämpfen. Er braucht die 
Ausgegrenzten und die Entrechteten, um sie ei-
nerseits einer verschärft en Ausbeutung zu un-
terwerfen und andererseits als Sündenböcke 
zu präsentieren. Die KapitalistInnen profi tie-
ren von den Spaltungen der ArbeiterInnenklasse. 

haRtZ iv – eine WeiteRe spaltunGslinie

völlige soziale, politische, kulturelle und • 
rechtliche Gleichstellung der migrantinnen
asylrecht für alle• 
Quotenregelung für migrantinnen bei einstel-• 
lungen im Öffentlichen dienst
keine benachteiligung von migrantinnen bei • 
Wohnungs- und arbeitssuche
Recht auf freie Religionsausübung für alle• 
strikte trennung von staat und kirche• 
untersuchung der fälle von kindesmiss-• 
brauch in der katholischen kirche und ande-
ren institutionen durch die betroffenen bzw. 
die eltern
enteignung und inbesitznahme der banken • 

durch die beschäftigten
Radikale arbeitszeitverkürzung – bis alle ar-• 
beit haben
für ein verbot von entlassungen• 
ausbildungsplätze für alle• 
für Rente mit 60 • 
für 1500 euro mindestlohn brutto• 
Weg mit hartz iv• 
Weg mit den studiengebühren• 
sofortiger abzug der bundeswehr aus afgha-• 
nistan

Der Revolutionär Sozial-
istische Bund (RSB) ist 
Teil der 1938 gegründe-
ten IV. Internationale. Sie 
ist in über 50 Ländern ak-
tiv und hält grundlegende 
Probleme der Welt – Krieg, 
Umweltzerstörung, Ar-
beitslosigkeit, Armut und 
Hunger – im Rahmen der 
kapitalistischen Gesells-
cha� s- und Wirtscha� sor-
dnung nicht für lösbar. Sie 

strebt eine selbstverwaltete sozialistische Demokra-
tie an, die die Ausbeutung des Menschen durch den 

Menschen beendet. Deshalb fördert der RSB alle 
Bemühungen, aktiv und gemeinsam mit anderen 
politischen Strömungen für die sozialen Errungen-
scha� en, demokratischen Rechte und wirtscha� li-
chen Interessen insbesondere der arbeitenden Klasse 
einzutreten. Er unterstützt den Kampf gegen Rassis-
mus, Frauenunterdrückung und jede Art von Dis-
kriminierung. Er setzt sich für den Erhalt der Umwelt 
ein. Er fordert die politische, rechtliche und soziale 
Gleichstellung aller in der Bundesrepublik lebenden 
Menschen und die völlige Gleichstellung der Gesch-
lechter. Ziel des RSB ist es, das Vertrauen der Men-
schen in ihre eigene Kra�  zur radikalen Veränderung 
zu stärken. Der Schwerpunkt seiner Aktivitäten liegt 
in den außerparlamentarischen Kämpfen.

Kontakt: oberhausen@rsb4.de // Mehr Infos: www.rsb-ruhrgebiet.de                V.i.S.d.P. RSB 68026 Mannheim

WeR WiR sind und Was WiR Wollen

haRtZ iv – eine WeiteRe spaltunGslinie
 deshalb foRdeRn WiR:


